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Kurzmeldungen

Trickdiebin ging
Polizei ins Netz

Fußgänger
von Bus erfasst

Zeugen sahen
Brandstifter

Polizei ermittelt
nach Attacke

VP nimmt Bund in die Pflicht
Hall – Die Polizei konnte
jetzt eine 45-jährige Trick-
diebin ausforschen und
festnehmen. Die Spezia-
lität der Rumänin: Sie bat
ihre Opfer in Hall und Wat-
tens um ein Glas Wasser
und stahl dann Geld und
Schmuck aus den Woh-
nungen. Der Schaden liegt
im vierstelligen Eurobe-
reich. (TT)

Innsbruck – Schwerer Un-
fall in Innsbruck: Als ein
Fußgänger am Mittwoch-
vormittag hinter einem
Bus die Heiliggeiststra-
ße überquerte, wurde er
von einem entgegenkom-
menden Bus erfasst. Der
30-Jährige erlitt schwere
Verletzungen und wurde
in die Innsbrucker Klinik
gebracht. (TT)

Kundl – Die Kundler Polizei
fahndet nach einem Brand-
stifter: Der 1,80 Meter gro-
ße, korpulente Mann in ei-
nem grauen Kapuzenpulli
zündete im Vorraum eines
Kundler Gastlokals einen
Polsterstapel an. Die Kell-
nerin bemerkte die Flam-
men und warf die Polster
gerade noch rechtzeitig ins
Freie. (TT)

Hippach – Ein Einheimi-
scher (41) erhielt am Sonn-
tag um 1.10 Uhr vor einem
Hippacher Gasthaus von
einem Unbekannten ei-
nen Faustschlag ins Ge-
sicht. Das Opfer musste im
Schwazer Spital versorgt
werden. Beim Täter soll es
sich um einen gleichaltri-
gen Zillertaler handeln. Die
Polizei sucht Zeugen. (TT)

Innsbruck – Positiv bewertet
Wirtschafts-LR Patrizia Zol-
ler-Frischauf (VP) die Aussa-
gen von Minister Alois Stöger
(SP) zu den Infrastrukturiniti-
ativen des Bundes: „Der Bund
darf die Länder beim Ausbau
der Breitbandinfrastruktur
nicht alleine lassen. Wir er-
warten uns, dass die verkün-
dete Einigung auf die Breit-
bandmilliarde eingehalten
wird.“ (TT)

Zoller-Frischauf pocht auf Zusagen
zur Breitbandmilliarde. Foto: Böhm

Viele Kinder und Jugendliche sind sich der Gefahren, die im Internet lau-
ern, nicht bewusst. Workshops in Schulen sollen helfen. Symbolfoto: iStock

Zahl der
Hilferufe

steigt weiter

Von Katharina Zierl

Innsbruck – Von Mobbing in
der Schule über die Schei-
dung der Eltern bis hin zu
Vernachlässigung oder Miss-
brauch reicht das Spektrum,
mit dem die Mitarbeiter der
Tiroler Kinder- und Jugend-
anwaltschaft täglich konfron-
tiert sind. Die Zahl der Hilfe-
rufe steigt jährlich an. 2012

und 2013 gab es insgesamt
5055 Kontaktaufnahmen,
teilte Kinder- und Jugend-
anwältin Elisabeth Harasser
gestern bei einer Pressekon-
ferenz in Innsbruck mit: „Das
sind um 400, also um 16 Pro-
zent mehr als in den beiden
Jahr zuvor.“

Die meisten Jugendlichen,
die sich melden, sind zwi-
schen 15 und 18 Jahre alt.

„Es suchen aber auch Kinder
unter elf Jahren den Kontakt,
weil wir zunehmend auch in
Volksschulen präsent sind“,
betont Harasser. In den Bil-
dungseinrichtungen gibt es
je nach Alter verschiedene
Workshops. „Für Jugendliche
ist vor allem das Internet in-
teressant. Teilweise stellen
sie Fotos von sich ins Netz,
ohne an die Folgen zu den-
ken. Auch hier versuchen wir
aufzuklären“, sagt die Kinder-
und Jugendanwältin.

Johanna Jaufer ist eine der
Mitarbeiterinnen, die an
den Schulen tätig ist. „Das
Interesse der Kinder ist groß.
Sie wollen ihre Rechte ken-
nen. Ab der dritten Klasse
Gymnasium ist für viele der
Jugendschutz interessant.
Auch Cybermobbing ist im-
mer wieder Thema“, erzählt
Jaufer. Beim Thema Jugend-
schutz fällt Harasser vor allem
eines ein: „Es muss endlich
möglich sein, ein österreich-
weit einheitliches Gesetz zu
schaffen. Neun verschiedene
Jugendschutzgesetze machen
keinen Sinn.“

Auch Soziallandesrätin
Christine Baur betonte ges-
tern, wie essenziell die Kin-
der- und Jugendanwaltschaft
sei: „In Deutschland gibt es
diese Einrichtung beispiels-
weise überhaupt nicht. Dabei
ist es so wichtig, den Kindern
und Jugendlichen eine An-

Immer häufiger wenden sich
Heranwachsende wegen diverser
Probleme an die Kinder- und

Jugendanwaltschaft.

„ Es suchen auch
Kinder unter elf

Jahren den Kontakt, seit
wir verstärkt in Volks-
schulen präsent sind.“

Elisabeth Harasser
(Kinderanwältin) Foto: Hammerle

VP plant Kalkkögel-Gipfel
mit den Landtagsparteien

Von Peter Nindler

Innsbruck – Mit der SPÖ
schließen heute die Landtags-
parteien ihren Nachdenkpro-
zess über die heftig diskutierte
Seilbahnverbindung von der
Axamer Lizum in die Schlick
ab. Betroffen wäre dabei das
Ruhegebiet Kalkkögel in den
Stubaier Alpen. Weil die Grü-
nen in der Regierung strikt ge-
gen eine Änderung der Ruhe-
gebietsverordnung sind, greift
für den Koalitionspartner ÖVP
der koalitionsfreie Raum im
Landtag. Die vier FPÖ-Man-
datare haben bereits ihre Zu-
stimmung deponiert, gestern
folgte das grundsätzliche,
aber nicht bedingungslose Ja
der drei Mitglieder des Vor-
wärts-Klubs.

Das als Brückenschlag be-
zeichnete Großraumskigebiet
von Mutters bis Neustift stellt
für Vorwärts einen „überaus
wichtigentouristischenImpuls
für die betroffenen Regionen
Stubaital und westliches Mit-
telgebirge von Innsbruck“ dar.
Gefordert werden jedoch eine
rechtliche Klärung des Projekts
hinsichtlich der Auswirkungen
auf die Alpenkonvention und
auch Investitionen in die tou-
ristische Infrastruktur abseits
des Skigebiets.

Klärung – das ist das Stich-
wort für die Tiroler SPÖ. Be-
fürworter wie Gegner ringen
in der Partei um eine Positi-
on. Naturfreunde und SP-Ju-
gend lehnen den Eingriff in
das Ruhegebiet ab. Anderer-
seits gibt es in den Reihen der
SPÖ auch viele positive Stim-
men, die sich vom 64-Milli-
onen-Euro-Vorhaben einen
Beschäftigungsimpuls erwar-
ten. Dennoch: Parteichef In-

go Mayr sieht aus Sicht der
SPÖ die Voraussetzungen für
eine Unterstützung derzeit
noch nicht gegeben. „Es feh-
len befriedigende Antworten
auf rechtliche Fragen sowie
strategische Konzepte.“ Beim
heutigen Landesparteirat in
Wörgl dürfte deshalb ein Neu-
start der Diskussion beschlos-
sen werden. Die SPÖ will eine
umfassende Debatte über die
Weiterentwicklung der Region
„Innsbruck – Mittelgebirge –
Stubaital“ unter Einbeziehung

des Natur- und Umweltschut-
zes führen. Unterm Strich
wird die SPÖ damit ihre Ent-
scheidung wohl auf das Früh-
jahr 2015 vertagen, außer der
vorbereitete Antrag wird ab-
gelehnt und bereits heute ein
Nein zu den Seilbahnplänen
betont. Aber davon ist nicht
auszugehen.

Für die Liste Fritz ist ein Aus
für Ruhegebiete im Natur-
schutzgesetz bzw. die Mög-
lichkeit von Seilbahnzusam-
menschlüssen nicht denkbar.

ÖVP-Klubchef Jakob Wolf,
der den Ball den Oppositions-
parteien zugespielt hat, ortet
trotz der Pro-Kalkkögel-Po-
sition von FPÖ und Vorwärts
Tirol bzw. wegen der Unent-
schlossenheit in der SPÖ noch
viele offene Fragen. Entschei-
dungsdruck will er sich keinen
auferlegen, vielmehr möchte
Wolf in den nächsten Wochen
einen politischen Kalkkögel-
Gipfel einberufen. Er fordert
eine breite Mehrheit für ent-
sprechende Anträge im Land-
tag. „Aber offensichtlich ist
noch viel Abklärungsbedarf
für eine weitere Vorgangswei-
se notwendig.“

Ein zentrales Thema ist da-
bei die Finanzierung. Hier ha-
ken die Kritiker mit europa-
rechtlichen Bedenken nach.
Schließlich treten Gemeinden
und Tourismusverbände als
maßgebliche Darlehensge-
ber auf. Es geht darum, ob die
Darlehen der Gemeinden und
Tourismusverbände in Höhe
von 24,2 Mio. Euro wettbe-
werbsrechtlich als staatliche
Förderungen eingestuft wer-
den. Die Projektbetreiber von
der ARGE Brückenschlag ver-
weisen darauf, dass man un-
ter der 20-Prozent-Greze lie-
ge. Massive Bedenken soll es
jedoch in der Tourismusab-
teilung des Landes über das
geplante 15-Mio.-Darlehen
des Tourismusverbands Stu-
bai geben.

Formiert hat sich inzwi-
schen eine überparteiliche
Plattform „Rettet die Kalkkö-
gel“. Ihr gehören die alpinen
Vereine wie Naturfreunde
oder Alpenverein, Bergstei-
gerklubs, Hochgebirgsgrup-
pen, Bürgerinitiativen und
Privatpersonen an.

Nach der FPÖ bekennt sich auch Vorwärts zu einem eingeschränkten Ja
zum umstrittenen Seilbahnprojekt. SPÖ will einen Neustart der Debatte.

Blick auf die Kalkkögel: Die Seilbahnpläne rufen Befürworter und Gegner
auf den Plan, eine Entscheidung zeichnet sich nicht ab. Foto: Daum

Politik in Kürze

I n einem gestern veröf-
fentlichten Bericht weist

der Bundesrechnungshof
auf das seit Jahren bekann-
te Dilemma bei der Feststel-
lung der Almfutterflächen
hin. Wegen falscher Schät-
zungen waren österreichweit
18.300 Bauern von Rückzah-
lungen und Sanktionen be-
troffen, davon 6656 in Tirol.
26,1 Mio. Euro mussten die
Bauern zahlen. Die Emp-
fehlungen, auch des Euro-

päischen Rechnungshofes
(ERH), wurden demnach nur
schleppend umgesetzt. Be-
reits 2001 habe der ERH die
Überschätzung von Almfut-
terflächen in einigen Gebie-
ten mit mehr als 60 Prozent
beziffert. Vielfach ignorierte
das Ministerium die Hinwei-
se. Scharfe Kritik wurde auch
an der Kompetenzverteilung
zwischen Landwirtschafts-
ministerium, Agrarmarkt
Austria, die für die Förderun-

gen zuständig ist, und den
Landwirtschaftskammern
geübt. Dadurch ist es laut
Rechnungshof zu systema-
tischen Problemen bei der
Feststellung von förderfähi-
gen Flächen gekommen.

Der Appell von Caritas-
Direktor Georg Schär-

mer und Diözesanbischof
Manfred Scheuer an die
Pfarren und Klöster, Quar-
tiere für Asylwerber bereit-
zustellen, zeigt Wirkung.

Rund 100 Plätze dürften in
den nächsten Wochen in
einem Innsbrucker Frauen-
kloster geschaffen werden,
auch das StiftWilten und das
Stift Vomp bieten Plätze an.
Rund 300 Unterbringungs-
möglichkeiten fehlen in Ti-
rol, das Land und die Diöze-
se rechnen in den nächsten
Wochen mit einer weiteren
Zunahme der Flüchtlings-
ströme aus Afrika und dem
Nahen Osten. (pn)

Rechnungshof rügt das Almdesaster


